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4 8 5 . Verordnung: Kundmachung der Regelung Nr. 23 gemäß dem Übereinkommen über die Annahme
einheitlicher Bedingungen für die Genehmigung der Ausrüstungsgegenstände und
Teile von Kraftfahrzeugen und über die gegenseitige Anerkennung der
Genehmigung

4 8 6 . Verordnung: Kundmachung von Änderungen der Ausführungsordnung zum Übereinkommen
über die Erteilung europäischer Patente (Europäisches Patentübereinkommen)

4 8 7 . Kundmachung: Geltungsbereich des Vertrages über die Nichtweiterverbreitung von Atomwaffen
4 8 8 . Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens zur Verhütung von Folter und

unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe
4 8 9 . Kundmachung: Widerruf der Vereinbarung zwischen dem Verkehrsminister des Königreiches

Belgien und dem Bundesminister für Verkehr der Republik Österreich gemäß
Randnummer 10602 des ADR betreffend den Ersatz der inneren Absperrvorrichtung
bei Tanks mit einer Innenauskleidung aus Ebonit oder thermoplastischem Harz
durch eine äußere Absperrvorrichtung

4 9 0 . Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr der Republik
Österreich und der für das ADR zuständigen Behörde für das Königreich Schweden
nach Rn. 2010 und 10 602 des ADR über die Freistellung von Aluminiumstaub und
Aluminiumpulver von den Beförderungsvorschriften des ADR

4 9 1 . Zusatzprotokoll zu dem am 4. September 1958 in Istanbul unterzeichneten Übereinkommen über den
internationalen Austausch von Auskünften in Personenstandsangelegenheiten samt
Anhang
(NR: GP XVIII RV 53 AB 191 S. 32. BR: AB 4080 S. 543.)

485. Verordnung des Bundeskanzlers über die
Kundmachung der Regelung Nr. 23 gemäß
dem Übereinkommen über die Annahme
einheitlicher Bedingungen für die Genehmi-
gung der Ausrüstungsgegenstände und Teile
von Kraftfahrzeugen und über die gegenseitige

Anerkennung der Genehmigung

Auf Grund des § 2 Abs. 4 des Bundesgesetzes
über das Bundesgesetzblatt 1985, BGBl. Nr. 200,
wird verordnet:

Die Kundmachung der Regelung Nr. 23 (Rück-
fahrscheinwerfer) gemäß dem Übereinkommen
über die Annahme einheitlicher Bedingungen für die
Genehmigung der Ausrüstungsgegenstände und
Teile von Kraftfahrzeugen und die gegenseitige
Anerkennung der Genehmigung (BGBl.
Nr. 177/1971) hat dadurch zu erfolgen, daß diese
Regelung zur Einsicht während der Amtsstunden im
Bundesministerium für öffentliche Wirtschaft und
Verkehr, Sektion I, Abteilung 8, Zimmer 2 F 02,

Radetzkystraße 2, 1030 Wien und bei allen Ämtern
der Landesregierungen aufliegt. *)

Vranitzky

486. Verordnung des Bundeskanzlers betref-
fend die Kundmachung von Änderungen der
Äusführungsordnung zum Übereinkommen
über die Erteilung europäischer Patente

(Europäisches Patentübereinkommen)

Auf Grund des § 2 Abs. 5 des Bundesgesetzes
über das Bundesgesetzblatt 1985, BGBl. Nr. 200,
wird verordnet:

*) Da die österreichische Mitteilung betreffend die
Anwendung der Regelung Nr. 23 am 24. Mai 1990 beim
Generalsekretär der Vereinten Nationen eingelangt ist, ist
diese Regelung gemäß Art. 1 Abs. 8 des genannten
Übereinkommens mit 23. Juli 1990 für Österreich in Kraft
getreten.
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Die Kundmachung des Beschlusses des Verwal-
tungsrates der Europäischen Patentorganisation
vom 8. Dezember 1988 zur Änderung der Regeln
17, 35, 58, 85 a und 85 b sowie des Beschlusses vom
7. Dezember 1990 zur Änderung der Regeln 1, 3, 4,
18, 19, 25, 27, 30, 31, 37, 38, 44, 50, 51, 58, 59, 77,
80, 85, 85 a, 85 b, 94, 104 b und 104 c der
Ausführungsordnung zum Übereinkommen über
die Erteilung europäischer Patente (Europäisches
Patentübereinkommen) (BGBl. Nr. 350/1979, zu-
letzt geändert durch BGBl. Nr. 549/1988) hat
dadurch zu erfolgen, daß diese Beschlüsse im
Österreichischen Patentamt (Wien 1, Kohlmarkt
8 —10) zur Einsicht während der Amtsstunden
aufgelegt werden.

Vranitzky

487. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Vertrages
über die Nichtweiterverbreitung von Atomwaf-

fen

Nach Mitteilungen der Regierungen der Verei-
nigten Staaten, des Vereinigten Königreiches und
der Sowjetunion haben folgende weitere Staaten
ihre Beitrittsurkunden zum Vertrag über die
Nichtweiterverbreitung von Atomwaffen (BGBl.
Nr. 258/1970, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereiches BGBl. Nr. 295/1989) hinterlegt:

Staaten: Datum der Hinterlegung der
Beitrittsurkunde:

Albanien 12. September 1990
Kuwait 17. November 1989
Mosambik 4. September 1990
Sambia 15. Mai 1991
Tansania 31. Mai 1991

Vranitzky

488. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Europäischen
Übereinkommens zur Verhütung von Folter
und unmenschlicher oder erniedrigender Be-

handlung oder Strafe

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des
Europarates haben folgende weitere Staaten ihre

Ratifikationsurkunden zum Europäischen Überein-
kommen zur Verhütung von Folter und unmensch-
licher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe
(BGBl. Nr. 74/1989, letzte Kundmachung des
Geltungsbereiches BGBl. Nr. 507/1990) hinterlegt:

Staaten: Datum der Hinterlegung der
Ratifikationsurkunde:

Belgien 23. Juli 1991
Finnland 20. Dezember 1990
Griechenland 2. August 1991

Vranitzky

489. Kundmachung des Bundesministers für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr betreffend
den Widerruf der Vereinbarung zwischen dem
Verkehrsminister des Königreiches Belgien und
dem Bundesminister für Verkehr der Republik
Österreich gemäß Randnummer 10602 des
ADR betreffend den Ersatz der inneren
Absperrvorrichtung bei Tanks mit einer
Innenauskleidung aus Ebonit oder thermopla-
stischem Harz durch eine äußere Absperrvor-

richtung

Gemäß § 2 Abs. 2 des Bundesgesetzes über das
Bundesgesetzblatt 1985, BGBl. Nr. 200, wird
kundgemacht:

Die Vereinbarung zwischen dem Verkehrsmini-
ster des Königreiches Belgien und dem Bundesmini-
ster für Verkehr der Republik Österreich gemäß
Randnummer 10602 des ADR betreffend den
Ersatz der inneren Absperrvorrichtung bei Tanks
mit einer Innenauskleidung aus Ebonit oder
thermoplastischem Harz durch eine äußere Ab-
sperrvorrichtung (BGBl. Nr. 54/1980) wurde sei-
tens der für das ADR zuständigen Behörde des
Königreiches Belgien widerrufen.

Das Bundesministerium für öffentliche Wirt-
schaft und Verkehr hat am 1. Juli 1991 von diesem
Widerruf Kenntnis erlangt; die Vereinbarung ist
demgemäß mit diesem Datum außer Kraft getreten.

Streicher
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490.

(Übersetzung)

VEREINBARUNG
ZWISCHEN DEM BUNDESMINISTER
FÜR ÖFFENTLICHE WIRTSCHAFT UND
VERKEHR DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DER FÜR DAS ADR
ZUSTÄNDIGEN BEHÖRDE FÜR DAS
KÖNIGREICH SCHWEDEN NACH RN.
2010 UND 10 602 DES ADR ÜBER DIE
FREISTELLUNG VON ALUMINIUM-
STAUB UND ALUMINIUMPULVER VON
DEN BEFÖRDERUNGSVORSCHRIFTEN

DES ADR

(1) Abweichend von den Vorschriften der
Rn. 2430 und 2431 sowie der Rn. 2470 und 2471 der
Anlage A des ADR finden auf Aluminiumstaub und
Aluminiumpulver der Klasse 4.2, Rn. 2431, Zif-
fer 6 a), sowie Staub, Pulver und feine Späne von
Aluminium der Klasse 4.3, Rn. 2471, Ziffer 1 d), die
Vorschriften der Anlagen A und B des ADR unter
den folgenden Bedingungen keine Anwendung.

(2) Die Stoffe müssen nach den von den
Vereinten Nationen verabschiedeten Empfehlungen
für Prüfverfahren und Einstufungskriterien —
Kapitel 14, Absätze 14.3 und 14.4 der UN-Empfeh-
lungen über die Beförderung gefährlicher Güter —
geprüft sein und dürfen anhand der Prüfergebnisse
keine Einstufung als sehr, mittel oder schwach
gefährlicher Stoff (Verpackungsgruppen I, II oder
III) erfordern.

(3) Der Absender hat im Beförderungspapier
zusätzlich zu den üblichen Angaben zu vermerken:
„Beförderung vereinbart gemäß Rn. 2010 und
10 602 des ADR".

(4) Diese Regelung gilt im Verkehr zwischen der
Republik Österreich und Schweden bis auf
Widerruf durch eine der Vertragsparteien.

Wien, am 12. 3. 1991
Für den Bundesminister für öffentliche Wirtschaft

und Verkehr der Republik Österreich:
Kafka

Karlstad, 8. 7. 1991
Die für das ADR zuständige Behörde von

Schweden:
Björn Sandborgh

Vranitzky
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491.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Anhang wird genehmigt.

(Übersetzung)

Z U S A T Z P R O T O K O L L

zu dem am 4. September 1958 in Istanbul
unterzeichneten Übereinkommen über den
internationalen Austausch von Auskünften in

Personenstandsangelegenheiten

angenommen am 7. September 1988 in Salzburg
von der Generalversammlung der Internationalen
Kommission für das Zivilstandswesen.

Die Unterzeichnerstaaten dieses Protokolls,
Mitglieder der Internationalen Kommission für das
Zivilstandswesen und Vertragsstaaten des Überein-
kommens vom 4. September 1958 über den
internationalen Austausch von Auskünften in
Personenstandsangelegenheiten, *)

in Anbetracht der Entwicklung in dem Bereich
der internationalen Auskünfte auf dem Gebiet des
Zivilstandswesens und in dem Bestreben, die nach
Artikel 1 des Übereinkommens vom 4. September
1958 vorgesehenen Mitteilungen daran anzupassen,

sind wie folgt übereingekommen:

Artikel 1

(1) Für die Übermittlung der Auskunft über die in
Artikel 1 des Übereinkommens vom 4. September
1958 genannten Beurkundungen können die Staa-
ten entweder die in Artikel 2 dieses Übereinkom-
mens vorgesehenen Formblätter oder die Muster
der mehrsprachigen Auszüge gemäß den am
27. September 1956 in Paris **) und am 8. Septem-
ber 1976 in Wien ***) unterzeichneten Überein-
kommen oder ein anderes hiefür von der Internatio-
nalen Kommission für das Zivilstandswesen ausge-
arbeitetes Muster verwenden.

(2) Wird der Postweg benutzt, müssen die
Mitteilungen in verschlossenem Umschlag über-
sandt werden.

Artikel 2

(1) Werden die in Artikel 2 des Übereinkommens
vom 4. September 1958 vorgesehenen Formblätter
verwendet, so sind diesen die im Anhang zu diesem

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 277/1965
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 275/1965

***) Kundgemacht in BGBl. Nr. 460/1983
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Protokoll aufgeführten Übersetzungen in die
englische, spanische, griechische und portugiesische
Sprache hinzuzufügen.

(2) Werden die Muster der mehrsprachigen
Auszüge gemäß den am 27. September 1956 in Paris
und am 8. September 1976 in Wien unterzeichneten
Übereinkommen verwendet, so ist der folgende
Vermerk in den Sprachen der unveränderlichen
Angaben des mehrsprachigen Auszugs anzubringen:
„Dieser Auszug aus dem Eheregister/Todesregister
wird als Mitteilung im Sinne des Artikels 1 des
Übereinkommens vom 4. September 1958 über den
internationalen Austausch von Auskünften in
Personenstandsangelegenheiten übersandt." Der
Vermerk kann entweder direkt auf dem verwende-
ten Muster des mehrsprachigen Auszugs oder auf
einem an dem betreffenden Auszug angehefteten
Zettel angebracht werden.

Artikel 3

Dieses Protokoll bedarf der Ratifikation, An-
nahme oder Genehmigung; die Ratifikations-,
Annahme- oder Genehmigungsurkunden werden
beim Schweizerischen Bundesrat hinterlegt.

Artikel 4

(1) Dieses Protokoll tritt am ersten Tag des
dritten Monats nach Hinterlegung der zweiten
Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder
Beitrittsurkunde in Kraft.

(2) Für den Staat, der das Protokoll nach seinem
Inkrafttreten ratifiziert, annimmt, genehmigt oder
ihm beitritt, tritt es am ersten Tag des dritten
Monats nach der Hinterlegung der Ratifikations-,
Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde
durch diesen Staat in Kraft.

Artikel 5

Jeder Staat, der das Übereinkommen vom 4.
September 1958 ratifiziert, angenommen oder
genehmigt hat oder ihm beigetreten ist, kann diesem
Protokoll beitreten. Die Beitrittsurkunde wird beim
Schweizerischen Bundesrat hinterlegt.

Artikel 6

Die Bestimmungen von Artikel 7 des Überein-
kommens vom 4. September 1958 gelten für die
Festlegung des territorialen Anwendungsgebiets
dieses Protokolls entsprechend.

Artikel 7

(1) Dieses Protokoll bleibt auf unbegrenzte Zeit
in Kraft.
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(2) Für den Staat, der das Übereinkommen vom
4. September 1958 kündigt, tritt dieses Protokoll
gleichzeitig mit dem Übereinkommen außer Kraft.

Artikel 8

(1) Der Schweizerische Bundesrat notifiziert den
Mitgliedstaaten der Internationalen Kommission
für das Zivilstandswesen

a) die Hinterlegung jeder Ratifikations-, An-
nahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsur-
kunde;

b) jedes Datum des Inkrafttretens dieses Proto-
kolls;

c) jede Erklärung über die territoriale Ausdeh-
nung des Anwendungsbereichs des Protokolls
oder seine Rücknahme sowie das Datum, zu
dem sie in Kraft tritt.

(2) Der Schweizerische Bundesrat benachrichtigt
den Generalsekretär der Internationalen Kommis-
sion für das Zivilstandswesen von jeder in
Anwendung von Absatz 1 erfolgten Mitteilung.

(3) Bei Inkrafttreten dieses Protokolls wird eine
beglaubigte Abschrift vom Schweizerischen Bundes-
rat an den Generalsekretär der Vereinten Nationen
zwecks Registrierung und Veröffentlichung gemäß
Artikel 102 der Charta der Vereinten Nationen
übermittelt.

Zu Urkund dessen haben die hiezu gehörig
bevollmächtigten Unterzeichneten dieses Protokoll
unterzeichnet.

Geschehen zu Patras, am 6. September 1989 in
einer einzigen Urschrift in französischer Sprache,
die in den Archiven des Schweizerischen Bundesrats
hinterlegt wird und von der eine beglaubigte
Abschrift auf diplomatischem Wege jedem Mit-
gliedstaat der Internationalen Kommission für das
Zivilstandswesen übersandt wird. Eine beglaubigte
Abschrift wird auch dem Generalsekretär der
Internationalen Kommission für das Zivilstandswe-
sen zugeleitet.

Anhang

Englische, spanische, griechische und portugiesi-
sche Übersetzung der in Artikel 2 des Übereinkom-
mens vom 4. September 1958 vorgesehenen Mittei-
lungsmuster:
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Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 26. Juli 1991 beim Eidgenössischen Departement für auswärtige Angelegenheiten
hinterlegt; das Zusatzprotokoll tritt gemäß seinem Art. 4 Abs. 2 für Österreich mit 1. Oktober 1991 in Kraft.

Vranitzky


